
ZEITENWENDE ADÉ

„DEUTSCHLAND-PAKT: IM
KANZLERAMT NICHTS
NEUES"

GASTBEITRAG MIT
WOLFGANG SCHÄUBLE:
“UNSERE GESELLSCHAFT
GEHT UNS ALLE AN”  

ÖFFENTLICHE DEBATTE 

Die erste Woche nach den Sommerpause ist vorbei! Was ist
passiert? Von Seiten der Bundesregierung leider nicht viel. Noch
viel bedauerlicher ist allerdings, dass die Zeitenwende endgültig
abgesagt ist. Der Verteidigungshaushalt wird nicht in dem Maße
aufwachsen, welches der Bundeskanzler den Bürgerinnen und
Bürgern in seiner „Zeitenwende“-Rede versprochen hat.  Doch
wir bleiben dran: Als CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordern wir,
dieses Ziel mit einem schrittweisen Aufwuchs des
Verteidigungsetats auf mindestens zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts, zusätzlich zum bestehenden
Sondervermögen, bis zum Jahr 2026 zu erreichen.

Auch der sogenannte “Deutschlandpakt” des Bundeskanzlers
lässt Fragen offen. Wie sagte der Ministerpräsident in NRW,
Hendrik Wüst passend? “Er fühle sich verpäppelt.” Auch wir als
Fraktion sehen das so. Als konstruktive Opposition stehen wir
jederzeit für Gespräche zur Verfügung, um die richtigen
politischen Entscheidungen für Deutschland zu treffen. Wir
werden daher bereits in der nächsten Sitzungswoche eine
ganze Reihe von Maßnahmen im Bereich der Wirtschaftspolitik
zur Abstimmung stellen.

Ansonsten finden Sie in dieser Ausgabe den Gastbeitrag von
Wolfgang Schäuble und mir aus der FAZ zum Thema
Gesellschaftsjahr.  Ich freue mich auf Ihre Rückmeldung!

Für das Interesse an meiner Arbeit danke ich herzlich und
übersende beste Grüße an Sie.

Liebe Parteifreunde,
sehr geehrte Damen und Herren,
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„Die Koalitionsfraktionen haben die mit uns geschlossene Vereinbarung zur Errichtung eines

Sondervermögens für die Bundeswehr aufgekündigt. Der Verteidigungshaushalt wird nicht in dem Maße

aufwachsen, welches der Bundeskanzler den Bürgerinnen und Bürgern in seiner „Zeitenwende“-Rede

vom 27. Februar 2022 versprochen hat. Die Zeitenwende ist somit endgültig abgesagt. 

Das in der vergangenen Woche durch das Kabinett beschlossene Haushaltsfinanzierungsgesetz hielt für

den Bereich der Verteidigung einige Überraschungen bereit. Aufgrund fragwürdiger Argumente des

Auswärtigen Amtes hat die Bundesregierung sich kurzfristig von der im Entwurf des Gesetzes geplanten

rechtlichen Bindung, jährlich zwei Prozent für Verteidigung auszugeben, verabschiedet. Dieses Ziel soll

nun weiterhin lediglich im mehrjährigen Mittel erreicht werden. Die mittelfristige Finanzplanung der

Bundesregierung sieht derzeit jedoch über 2024 hinaus einen bei 52 Mrd. EUR eingefrorenen

Verteidigungshaushalt vor. Stetig steigende Betriebs- und Personalkosten absorbieren die frei

verfügbaren Mittel. Investitionen für Forschung und Beschaffung sind somit nicht mehr möglich. Dieser

Trend wird sich mit dem notwendigen Zulauf moderner Systeme noch weiter verschärfen. Die

strukturelle Unterfinanzierung der Bundeswehr bleibt so trotz blumiger Ankündigungen bestehen. Ohne

jährlichen Anstieg des Verteidigungshaushaltes, und zwar zusätzlich zum Sondervermögen, steht die

Bundeswehr spätestens 2027 vor einer Finanzierungslücke von mehr als 25 Mrd. EUR.

Zeitenwende Adé

Die Bundesregierung verspielt Vertrauen bei

unseren Soldatinnen und Soldaten sowie

Glaubwürdigkeit bei unseren Alliierten und

Partnern. Damit beschädigt sie das Ansehen

Deutschlands nachhaltig. Unsere Sicherheit und

Freiheit bedürfen einer einsatzbereiten

Bundeswehr in einem starken Bündnis. Dieses Ziel

wird nicht durch Ankündigungen und

uneingelöste Schecks realisiert. Die Bundeswehr

braucht keine Symbolpolitik oder Rechentricks

bei den Verteidigungsausgaben. Die Bundeswehr

muss mit dem ausgestattet werden, was sie zur

Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt. 

Als CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordern wir,

dieses Ziel mit einem schrittweisen Aufwuchs

des Verteidigungsetats auf mindestens zwei

Prozent des Bruttoinlandsprodukts, zusätzlich

zum bestehenden Sondervermögen, bis zum Jahr

2026 zu erreichen.

Z E I T E N W E N D E  A D É
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Wir leben in politischen Ausnahmezeiten. Es geht um

das große Ganze: Die Zukunft unserer

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und die Freiheit

in Europa. In diesen besonderen Zeiten kommen der

Bundesregierung zwei herausragend wichtige

Aufgaben zu: Sie muss nach außen die Freiheit

Deutschlands sichern, und sie muss im Inneren den

Wohlstand unseres Landes erhalten. Der vorliegende

Vorschlag für einen „Deutschland-Pakt“ wird diesem

Anspruch in keiner Weise gerecht.

Den blumigen Aussagen des Bundeskanzlers für

einen „Pakt“ stellen wir ein konkretes

Maßnahmenbündel entgegen: Deutschland braucht

ein Belastungsmoratorium, das heißt einen

sofortigen Stopp aller die Wirtschaftsaktivität

drosselnder Gesetze. Privathaushalte und

Unternehmen benötigen günstigere Energie. Das

geht nur durch eine Ausweitung des Angebots und

die Reduzierung der Stromsteuer. Arbeit und

Leistung müssen sich wieder lohnen: Die

Sozialabgaben müssen bei 40 Prozent gedeckelt

werden; die Gesamtsteuerbelastung von

Unternehmen darf 25 Prozent nicht überschreiten.

Der Soli gehört abgeschafft. Im Bereich Bauen und

Wohnen brauchen wir eine Förderung des

Wohnungsbaus durch verbesserte

Abschreibungsmöglichkeiten und verlässliche und

auskömmlich finanzierte Förderprogramme.

1.

2.

„Deutschland-Pakt: Im Kanzleramt nichts Neues"

W O C H E  

In der Generaldebatte des Deutschen Bundestages am 6. September 2023 hat Bundeskanzler Scholz einen

„Deutschland-Pakt“ als Bündnis zwischen Bund, Ländern, Kommunen und demokratischer Opposition

vorgeschlagen. Interessanterweise spricht das Papier vom Bundeskanzler und nicht von der Bundesregierung

als Einheit – wir hören, dass sein Vorstoß wie in der Ampel üblich in der Koalition nicht abgestimmt ist. Der

Vorschlag enthält mehrere Vorhaben zu Planungsbeschleunigung, Wachstumsförderung, Digitalisierung und

Migration. Keines der im „Pakt“ genannten Vorhaben ist neu: Sämtliche Vorschläge sind bereits früher

kommuniziert worden. Zahlreiche der genannten Vorhaben werden bereits seit Monaten von der

Bundesregierung verschleppt. Bereits im März haben die Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen und

Niedersachsen, Hendrik Wüst und Stephan Weil, einen Brief an Bundeskanzler Scholz geschickt, in dem sie

Fortschritte bei der Planungsbeschleunigung einfordern. Seitdem ist fast ein halbes Jahr vergangen – und

der Bundeskanzler verkauft Vorschläge, die teilweise schon lange diskutiert werden, als „Deutschland-

Pakt“.

„ D E U T S C H L A N D - P A K T :  I M  K A N Z L E R A M T  N I C H T S  N E U E S "

3. Als konstruktive Opposition stehen wir jederzeit für

Gespräche zur Verfügung, um die richtigen politischen

Entscheidungen für Deutschland zu treffen. Wir

werden daher bereits in der nächsten Sitzungswoche

eine ganze Reihe von Maßnahmen im Bereich der

Wirtschaftspolitik zur Abstimmung stellen. Auch

werden wir Maßnahmen im Bereich der

Migrationspolitik zur Abstimmung stellen, die der

Bundeskanzler bereits mit den Ministerpräsidenten

vereinbart, aber immer noch nicht umgesetzt hat. Wir

werden sehen, wie ernst es die Ampel mit dem

Angebot zur Zusammenarbeit meint.

Unsere Antwort: 
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Gemeinsamer Gastbeitrag mit Wolfgang Schäuble 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

W O C H E  

G A S T B E I T R A G  M I T  W O L F G A N G  S C H Ä U B L E  

Man hat das Gefühl, dass die Gesellschaft immer mehr erodiert. Das haben Wolfgang Schäuble und ich

zum Anlass genommen, uns mit konkreten Lösungsvorschlägen zu befassen, um dem entgegenzuwirken.

Als Staatsbürger kennt man nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten. Wo das Pflichtbewusstsein ins

Hintertreffen gerät, ist der Staat gefragt, den Willen zur Solidarität und Verantwortung zu fördern und

zu fordern. Die Idee ist, gerade den integrativen Aspekt zu betonen. Ein Gesellschaftsjahr ermöglicht

die Begegnung zwischen Menschen aller Couleur. Schaut man sich im Ehrenamt um, so treffen

nachweislich vermehrt Menschen aus der Mittelschicht, oft ohne Migrationsgeschichte, aufeinander.

Was denken Sie über diesen Vorschlag? Wir freuen uns sehr auf Ihre Rückmeldung.  

https://www.linkedin.com/feed/hashtag/?keywords=gesellschaftsjahr&highlightedUpdateUrns=urn%3Ali%3Aactivity%3A7105119574848622592
https://www.linkedin.com/feed/hashtag/?keywords=ehrenamt&highlightedUpdateUrns=urn%3Ali%3Aactivity%3A7105119574848622592


Keine Lernentwicklung der 
Bundesregierung  

Wärmepumpe

Der RND hat in dieser Woche aus Odessa  

berichtet. Dort wurde offensichtlich auch

deutlich, dass die Debatten um

Waffenlieferungen in Deutschland seit

Kriegsbeginn die tatsächliche Hilfe für die

Ukraine erschweren.  Das habe ich auf der

Plattform X, ehemals Twitter,  vor kurzer Zeit

betont. Ich fordere von der Bundesregierung,

dass sie endlich eine Strategie erarbeitet,

und geräuschlos der Ukraine die Waffen zur

Verfügung stellt, die sie für ihre Verteidigung

benötigt.  Hier geht es zum Artikel. 

Ö F F E N T L I C H E  D E B A T T E   

Wie funktioniert denn eigentlich die Wärmepumpe?

Wie hoch ist gerade die Nachfrage? Wie kommt die

Diskussion in Berlin rund ums GEG vor Ort an? Über

all diese Fragen habe ich gestern mit Peter Seven,

Geschäftsführer des Sanitär- und Heizungsbetriebs in

Leverkusen diskutiert.

Leider wurde ziemlich schnell klar, dass der Streit in

der Bundesregierung zu diesem Gesetz hat die

Nachfrage nach Wärmepumpen drastisch gesenkt hat.

Wir haben Ihnen dazu als Fraktion  unsere

Sichtweise in diesem Papier zusammengefasst.   

Hier gehts zum Artikel.

Allgemeiner Hinweis

Wenn Sie den Newsletter gesondert
zugeschickt bekommen möchten,

schreiben Sie uns gerne! 
(serap.gueler@bundestag.de) 

Hier gehts zum Artikel. 
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